
6 Strahlentelex Nr. 550-551 / 2009

bleme. Denn: Unter dem Titel 
„Eine sicherheitstechnische 
Neubewertung des Betriebs 
des AVR-Kugelhaufenreak-
tors und Schlussfolgerungen 
für zukünftige Reaktoren“
hatte Dr. Rainer Moormann 
vom Institut für Sicherheits-
forschung und Reaktortechnik 
des Forschungszentrums Jü-
lich im vergangenen Jahr eine 
Studie veröffentlicht, die er-
hebliche Zweifel an der Si-
cherheit des früheren Betriebs 
des AVR Jülich im speziellen 
und an dem Konzept der Ku-
gelhaufenreaktoren im allge-
mein aufkommen lässt.2 Die-
ser Veröffentlichung zufolge 
scheinen unkontrolliert hohe 
Temperaturen (über 1.100 °C) 
hauptverantwortlich für die 
starke radioaktive Kontami-
nation des Reaktorbehälters zu 
sein. Es ist davon auszugehen, 
dass demnach der AVR weit 
außerhalb sicherheitstechnisch 
zulässiger Grenzen betrieben 
wurde – einschließlich aller 
damit verbundenen Risiken.

Das Ministerium für Wirt-
schaft, Mittelstand und Ener-
gie das Landes NRW betonte 
in seiner Antwort vom 
30.06.2009: „Abschirmung 
und Einschluss haben ausrei-
chende Vorsorge gegenüber 
hoher Primärkreiskontamina-
tionen geboten. So wurde auf 
ein Konzept mit kompaktem 
Einschluss aller Primärkom-
ponenten in einem doppel-
wandigen Reaktordruckgefäß 
gesetzt, welches wiederum von 
einem druckfesten Contain-
ment (Schutzbehälter) um-
schlossen ist.“

NRW-Landesregierung 
gibt zu: 1.280 °C sind 
heiß!

Darüber hinaus kam das Haus
von NRW-Wirtschaftministe-
rin Christa Thoben (CDU)
nicht darum herum, die Anga-
ben der neuen jülicher Studie 
offiziell zu bestätigen: „1986 
wurde eine erneute Tempera-
turmessung mit Schmelzdraht-
kugeln im Reaktorkern durch-
geführt, bei der an den ent-
nommenen Temperaturmess-
kugeln teilweise höhere Tem-

peraturen festgestellt wurden, 
als auf Grundlage der Heiß-
gastemperaturmessung zu er-
warten gewesen wären. Im 
Ergebnis der Auswertung der 
Temperaturmessung wurden 
lokal im Reaktorkern gegen-
über den erwarteten Brenn-
elementbetriebstemperaturen 
von 1.100-1.200°C erhöhte 
Brennelementbetriebstempe-
raturen oberhalb von 1.280°C 
festgestellt. Die Tatsache ho-
her Kerntemperaturen, die 
mittels der Schmelzdrahtver-
suche durch den Betreiber 
festgestellt wurden, wird im 
Bericht JüI-4275 richtig be-
schrieben.“

Allerdings relativierte die 
CDU/FDP-Landesregierung 
das Ergebnis der kritischen 
Studie. Die Radioaktivität 
konnte aus den Kugeln ent-
weichen, aber da gabûs glück-
licherweise noch eine weitere 
Barriere: „Die in der Anfrage 
angesprochenen ,unkontrol-
liert hohen Temperaturen' 
gemäß Bericht Jül-4275 be-
ziehen sich auf die Spaltpro-
duktfreisetzungen aus Brenn-
elementen bei Betrieb mit er-
höhten Brennelementtempe-
raturen und die damit verbun-
denen Kontaminationsbeiträ-
ge innerhalb des Reaktorbe-
hälters. (...) Insbesondere fand 
der damalige Betrieb des 
AVR-Versuchskernkraftwer-
kes, wie oben ausgeführt, in-
nerhalb des genehmigten 
Rahmens statt und nicht au-
ßerhalb der sicherheitstech-
nisch zulässigen Grenzen, wie 
in der Anfrage von Herrn 
Priggen vermutet.“

Gabriel untersuchte 
NRW-Altgenossen

Gabriels Altgenossen in 
NRW, denen die CDU/FDP-
Koalition hiermit einen nach-
träglichen Persilschein ausge-
stellt hat, werden es mit Zu-
friedenheit zur Kenntnis neh-
men. Die Studie des kritischen 
Wissenschaftlers Rainer 
Moormann hat inzwischen so 
viel Staub aufgewirbelt, dass 
im Licht dieser Erkenntnisse 
der nukleare Heiligenschein 
der Generation IV-Reaktoren 

sogar auf internationaler 
Ebene verblasst. Zu offen-
sichtlich liegen die Probleme 
des Kugelhaufenreaktors auf 
der Hand. Wenn CDU und 
FDP immer noch auf diese 
Reaktorlinie setzen, zeigt das 
nicht wie borniert und ver-
blendet sie sind. Das sind 
viele andere auch, die Freunde 
des sozialdemokratischen 
Staatsreaktors THTR haben es 
in den 1960er und 70er Jahren 
vorgemacht. Aber mit der 
zentralistischen Atomenergie 
können die Energiekonzerne 
genauso wie mit der zentrali-
stischen Sonnenenergie aus 
Afrika oder riesigen Kohle-
kraftwerken sehr viel Geld 
verdienen. Dies ist der Kern-
punkt.

1. www.reaktorpleite.de, horst-
blume@thtr-a.de
2. Horst Blume: Inhärente Stör-
fälle und Radioaktivitätsabgaben 
bei HTR-Linie, Strahlentelex 
522-523 vom 02.10.2008, www.
strahlentelex.de/Stx_08_522_S07
-08.pdf 

Atommüll

Gorleben, 
Morsleben, 
Asse, 
Karlsruhe, 
Sibirien
Bürgerinitiative befürch-
tet: Die Atomwirtschaft 
soll die Regie in Gorleben 
übernehmen

Die Federführung in Gorleben 
soll einem der Bürgerinitiative 
Umweltschutz Lüchow-Dan-
nenberg (BI) gegebenem Hin-
weis zufolge vom Bundesamt 
für Strahlenschutz (BfS) auf 
die Deutsche Gesellschaft 
zum Bau und Betrieb von 
Endlagern (DBE) übergehen. 
Das sei von der schwarz-gel-
ben Regierungskoalition be-
reits beschlossen. Auf ein De-
menti aus dem Bundesum-
weltministerium reagierte die 

Bürgerinitiative mit dem Hin-
weis auf ein seit 32 Jahren auf 
Eis liegendes Atomrechtliches 
Genehmigungsverfahren in 
Gorleben und der Befürch-
tung, daß die „Pro-forma-Poli-
tik“ unter Schwarz-Gelb fort-
gesetzt werden soll.

Bisher, so die Bürgerinitiative 
Umweltschutz Lüchow-Dan-
nenberg, obliege es dem BfS,
die Endlagerung radioaktiver 
Abfälle zu besorgen. Bisher 
wurde das Projekt in Gorleben
nach dem Bergrecht vorange-
trieben, das eine Öffentlich-
keitsbeteiligung und allgemei-
ne Klagebefugnis ausschloß, 
obwohl ein Antrag auf Plan-
feststellung nach Paragraph 9b 
des Atomgesetzes (AtG) am 
28. Juli 1977(!) beim nieder-
sächsischen Sozialminister ge-
stellt worden war. Dieser An-
trag bezog sich auf eine Anla-
ge zur Sicherstellung und zur 
Endlagerung radioaktiver Ab-
fälle im Rahmen des am 
Standort Gorleben geplanten 
integrierten Entsorgungszen-
trums. „Das ist alles völlig 
überholt, denn die Pläne zum 
Ausbau eines Nuklearen Ent-
sorgungszentrums wurden 
schon 1979 als Folge des 
anhaltenden Widerstands im 
Wendland von der damaligen 
Regierung Albrecht (CDU) 
aufgegeben“, erinnert die BI. 
Das BfS räumt auf seiner ak-
tuellen Homepage vom 18.11.
2009 ebenfalls ein, „dass die 
Erkundungsarbeiten in Gorle-
ben auf einem bergrechtlichen 
Rahmenbetriebsplan beruhen, 
der das Projekt unter den 
Randbedingungen von vor 
über 25 Jahren beschreibt. 
Diese sind teilweise überholt, 
wie z.B. die Tatsache, dass 
rund 95 Prozent der damals 
angenommenen Abfälle nicht 
mehr anfallen beziehungswei-
se nicht mehr in Gorleben ent-
sorgt werden sollen. Darüber 
hinaus sieht die bisherige 
Rechtsgrundlage bei der Er-
kundung keine förmliche Be-
teiligung der interessierten 
und vom Projekt betroffenen 
Bevölkerung vor.“

Unterschlagen werde auf der

mailto:blume@thtr-a.de
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BfS-Homepage jedoch, daß
ein atomrechtliches Genehmi-
gungsverfahren anhängig ist, 
bemängelt die BI. Das sei eine 
durchsichtige Pro-forma-Poli-
tik. Unterschlagen werde 
auch, daß sich der Bund eben-
falls schon 1979 an die DBE 
in Gorleben vertraglich auf 
ewig und alternativlos gebun-
den habe, ohne Ausschrei-
bung. Allerdings könnte der 
Rat des Bundesamtes, zumin-
dest den internationalen Stand 
von Wissenschaft und Tech-
nik zu wahren und auch ande-
re Standorte zu untersuchen, 
durch eine direkte Auftrag-
vergabe an die DBE unterlau-
fen werden, befürchtet die BI.
Stil und Ziel der schwarz-gel-
ben Regierung, die fachliche 
Kritik an der Eignung Gorle-
bens auszublenden und statt 
der erforderlichen Beendigung 
die Fertigstellung eines End-
lagers in flagrant undemokra-
tischer Weise voranzutreiben, 
passe zu dem Hinweis, daß
die DBE und damit letztlich 
die Atomwirtschaft direkt die 
Regie in Gorleben überneh-
men soll.
Bis zur Umsetzung eines sol-
chen Plans werde jedoch noch
einige Zeit vergehen, heißt es.
Zunächst müsse der Offenhal-
tungsbetrieb unter Tage, der 
bis zum 30. September 2010 
befristet ist, durch einen neuen 
Rahmenbetriebsplan ersetzt 
werden. Eine Anfrage des BfS
beim zuständigen Bergamt 
Celle wird für Anfang 2010
erwartet. Möglicherweise wer-
de sich die Umsetzung der 
forschen politischen Ankün-
digungen bis in den Herbst 
2010 hinein hinziehen.
Die DBE, die ursprünglich 
mal ein Staatsbetrieb war, ge-
hört heute zu 75 Prozent der 
Gesellschaft für Nuklearser-
vice, einer Tochter der füh-
renden Atomstromerzeuger, 
die zugleich die Brennele-
mentzwischenlager in Ahaus 
und Gorleben betreibt. Über-
nehme die DBE die Federfüh-
rung in Gorleben, werde die 
BI den Konflikt skandalisie-
ren, heißt es. „Die Atomwirt-
schaft baut sich ihr eigenes 

Atommüllendlager, ohne Öf-
fentlichkeitsbeteiligung, ohne 
atomrechtliches Genehmi-
gungsverfahren, das wird auf 
die schwarz-gelben Urheber 
zurückfallen“, warnt die BI. 
Ein Demo-Höhepunkt könnte
der 4. und 5. Juni 2010 wer-
den: 30 Jahre zuvor war auf 
der Bohrstelle 1004 ein Hüt-
tendorf errichtet worden, um 
eine Tiefbohrung in den Salz-
stock Gorleben zu verhindern. 
Nach sechs Wochen „Freier 
Republik Wendland“ war das 
Hüttendorf von Polizei und 
Bundesgrenzschutz gewaltsam 
geräumt worden. „Der wider-
ständige Geist von 1004 liegt 
spürbar in der Luft.“

Alternativenprüfung vor 
der Schließung des End-
lagers Morsleben gefor-
dert

Die Umweltschutzorganisati-
on Robin Wood fordert das 
Bundesamt für Strahlenschutz 
(BfS) auf, verschiedene Op-
tionen zu prüfen, was mit dem 
Atommüll im Endlager 
Morsleben geschehen soll. 
Das BfS, Betreiber des La-
gers, will hier – anders als 
beim Atommülllager Asse –
auf eine solche Alternativen-
prüfung verzichten. Das Amt 
hat beim sachsen-anhaltini-
schen Umweltministerium be-
antragt, den maroden Salz-
stock in Morsleben samt dem 
darin befindlichen Atommüll 
endgültig zu schließen. Das 
entsprechende Genehmigungs-
verfahren läuft. Einwendungen 
gegen die Pläne des Amtes 
können alle Bürgerinnen und 
Bürger bundesweit noch bis 
zum 21. Dezember 2009 erhe-
ben. Einwendungslisten kön-
nen von der Robin Wood-
Homepage heruntergeladen 
werden: www.robinwood.de/
morsleben.

In dem ebenfalls einsturzge-
fährdeten und von Wasserein-
brüchen bedrohten Atommüll-
lager Asse II werden dagegen 
verschiedene Optionen wie 
die Verfüllung der Stollen, 
eine Umlagerung des Atom-
mülls in tiefere Schichten und 
die Rückholung des Atom-

mülls untersucht.

Die Pläne des Bundesamts für 
Strahlenschutz sehen vor, die 
einsturzgefährdeten Stollen 
und Kammern des Salzstocks 
in Morsleben mit Salz-Beton 
aufzufüllen, in der Hoffnung, 
sie so zu stabilisieren. Außer-
dem sollen unterirdische Bar-
rieren errichtet werden, um 
die heute schon bestehenden 
Wasserzuläufe vom Atommüll 
fernzuhalten. Allein solche 
technischen Maßnahmen sol-
len die vor Ort fehlenden 
geologischen Voraussetzun-
gen für ein Atommülllager er-
setzen. Robin Wood hält diese 
Maßnahmen für ungenügend, 
um langfristig einen Kontakt 
des Atommülls mit der Um-
welt und großräumige Ver-
strahlungen zu verhindern. 

„Nicht einmal der angeblich 
nur zwischengelagerte Atom-
müll soll geborgen werden“, 
empört sich Andreas Fox von 
der Bürgerinitiative Morsle-
ben. Hochspekulative Modell-
rechnungen über mehrere 
Zehntausende Jahre sollen 
belegen, daß die Radionuklid-
austritte unter den Grenzwer-
ten bleiben. Dabei ist weder 
das Inventar noch die umge-
bende Geologie abschließend 
geklärt. Außerdem haben sich 
die bisherigen Sicherheitsver-
sprechen als unhaltbar erwie-
sen, wie mindestens ein nach-
gewiesener Zulauf von Grund-
wasser und ein aktuell be-
fürchteter Deckeneinsturz von 
20.000 Tonnen Salzgestein 
belegen.

Der ehemalige Asse-
Chef Kühn spricht die 
Unwahrheit

Professor Klaus Kühn gilt als 
international renommierter 
Experte. Für seine Aktivitäten 
zu Fragen der nuklearen End-
lagerung wurde ihm das Bun-
desverdienstkreuz verliehen. 
Er setzt auf Salz als Endla-
germedium für radioaktive 
Abfälle und plädiert selbst 
jetzt, nachdem seine Mit-
schuld für das Asse-Debakel 
Thema für parlamentarische
Befragungen ist, gleich für das 

nächste Debakel, für Gorle-
ben. Das beklagt die Bürger-
initiative Umweltschutz Lü-
chow-Dannenberg in einer 
Mitteilung vom 8. November 
2009.

Doch Kühns Lebenswerk, die 
Asse II, säuft ab. Mit großer 
Aufmerksamkeit verfolgen 
deshalb die Gorleben-Gegner, 
wie sich Kühn vor dem Unter-
suchungsausschuß des Land-
tages in Hannover äußerte, 
denn immer noch trägt sein 
Renommee als „Endlager-
papst“ dazu bei, daß sich Po-
litiker auf seine Aussagen be-
rufen. Das ist jetzt vorbei, we-
nigstens für die Bürgerinitiati-
ve Umweltschutz Lüchow-
Dannenberg (BI): „Kühn hat 
im Ausschuß glatt die Un-
wahrheit gesagt, das diskredi-
tiert auch alle seine Pro-Äuße-
rungen zu Gorleben.“ Kühn 
sei wissenschaftlich unredlich 
und stelle der Atomwirtschaft 
und der Politik Persilscheine 
aus. „Wir kennen seine Gut-
achten und können nachlesen, 
daß Kühn trotz der Hinweise 
auf die Gefahr von Wasser-
einbrüchen willfährig das Ge-
genteil behauptete und so den 
Weg dafür ebnete, daß in die 
Gruben der Asse II Atommüll 
eingelagert werden konnte“, 
unterstreicht die BI. „Wer wie 
Kühn dennoch schlußfolgerte, 
die Gefahr von Wasser- oder 
Laugeneinbrüchen sei „als 
minimal anzusehen bzw. mit 
an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit sogar aus-
zuschließen“, der sollte sich 
auf die Zunge beißen, anstatt 
nun auch noch Gorleben her-
beizureden.“

Radioaktiver Flüssigab-
fall in der Wiederaufberei-
tungsanlage Karlsruhe
In der Wiederaufbereitungs-
anlage Karlsruhe (WAK) la-
gerten zu Beginn des Vergla-
sungsbetriebs im September 
2009 etwa 58 Kubikmeter
(58.000 Liter) flüssiger hoch-
radioaktiver Abfälle. In ihrer 
Antwort (Bundestagsdrucksa-
che 16/14152) auf eine Kleine 
Anfrage von Bündnis 90/Die 
Grünen über den Rückbau der 

http://www.robinwood.de/
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Wiederaufbereitungsanlage in 
Karlsruhe widerspricht die 
Bundesregierung der Darstel-
lung der Fraktion der Grünen, 
wonach heute dort 56.000 
Kubikmeter hochradioaktiver 
Flüssigabfall (High Active 
Waste Concentrate, HAWC) 
eingelagert seien. Die Grünen 
hatten in der Vorbemerkung 
ihrer Kleinen Anfrage unter 
Bezug auf die Bundestags-
drucksache 13/1959 angege-
ben, daß das HAWC-Volumen
im Jahr 1995 noch 80.000 
Kubikmeter betragen habe. 
Die Bundesregierung führt 
nun in ihrer Antwort aus, daß
das HAWC-Volumen 1996 
bei 70 Kubikmetern gelegen 
habe. Als Erklärung für die 
heutigen 58 Kubikmeter gibt 
die Bundesregierung an, daß
es der WAK „gestattet worden 
sei, das HAWC durch Ver-
dunsten aufzukonzentrieren“.

Atommüll-Entsorgung in
Sibirien

Große Mengen Reststoffe aus 
der deutschen und wohl auch 
der französischen Produktion 
von AKW-Brennelementen 
lagern in einem Atomzentrum 
in Sewersk, früher Tomsk-7 
genannt, das rund 200 Kilo-
meter nördlich von Nowosi-
birsk liegt. Das Material 
stammt von dem Unterneh-
men Urenco, das im nord-
rhein-westfälischen Gronau 
eine Fabrik zur Urananreiche-
rung betreibt. Der letzte 
Transport aus Gronau nach 
Sibirien soll am 26. August 
2008 stattgefunden haben. 
Das meldeten die deutschen 
Medien Mitte Oktober 2009.

Bei den Reststoffen handelt es 
sich demnach um 27.300 
Tonnen sogenanntes abgerei-
chertes Uran-Hexafluorid. Laut
Urenco begannen die Exporte 
1996. Urenco bezeichnet das 
Material aber als „Wertstoff“, 
der in Rußland weiter verar-
beitet werde. Es sei niemals 
Atommüll nach Rußland ge-
bracht worden, reagierte auch 
Sergej Totschlin, der stellver-
tretende Gouverneur des Ge-
bietes Tomsk in Sibirien auf 
die Berichte westlicher Me-

dien über illegale Atommüll-
transporte nach Rußland. In 
Rußland wird das importierte 
Material anstelle von natürli-
chem Uran in den Anreiche-
rungsprozeß eingeführt (Strah-
lentelex hatte bereits in seiner 
Ausgabe 450-451 vom 6. Ok-
tober 2005, Seite 7, darüber 
berichtet). Durch weitere Ab-
reicherung des abgereicherten 
Urans wird Uran mit natür-
lichem Gehalt an Uran-235 er-
zeugt und nach Westeuropa 
zurückgesandt. Die letzten ver-
bleibenden Nebenprodukte, 
die etwa 90 Prozent ausma-
chen sollen, bleiben jedoch 
demnach in Rußland. Sie sol-
len prinzipiell zur Gewinnung 
von Brennstoff für den 
Schnellen Brüter geeignet 
sein, eine Technologie, die im 
Westen nicht genutzt wird, für 
Rußland aber „nach 2030“ an-
gekündigt ist. Deshalb werden 
die Reststoffe dort als „wert-
voller Rohstoff“ deklariert. 
Bislang sollen in Rußland ne-
ben rund 127.000 Tonnen 
Uranhexafluorid aus westli-
chen Lieferungen auch noch 
etwa 700.000 Tonnen aus hei-
mischer Produktion lagern. 
Und zwar im Freien und in 
rostenden Stahlbehältern, wie 
die russische Umweltorgani-
sation Ecodefense berichtete, 
außer denen im „Sibirischen 
Chemischen Kombinat“ bei 
Sewersk nahe Tomsk, deren 
Existenz erst 1989 zugegeben 
worden war, auch in Chemie-
werken in Swerdlowsk (Swerd-
lowsk-44), Krasnojarsk (Kras-
nojarsk-45) und in Angarsk.

Hätte man das Material, für 
das es hierzulande keine sinn-
volle Verwendung gibt, als 
Atommüll eingestuft, so müß-
ten Michael Sailer, dem Vor-
sitzenden der Entsorgungs-
kommission (ESK) der Bun-
desregierung zufolge, weitere 
150.000 Kubikmeter Endla-
gerkapazität bereitgestellt 
werden. Urenco will nun seine 
Uran-Reststoffe künftig in 
Frankreich in Uranoxid um-
wandeln lassen, das dann 
langfristig wieder in einer 
Halle in Gronau gelagert wer-
den soll. 
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Die im Strahlentelex gewählten Produktbezeichnungen sagen nichts 
über die Schutzrechte der Warenzeichen aus.
© Copyright 2009 bei Thomas Dersee, Strahlentelex. Alle Rechte vor-
behalten. ISSN 0931-4288
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